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	Anlage A1 ter

[Wichtige Anmerkung: Diese Anlage muss von den Hilfsunternehmen ausgefüllt werden, wenn der Wirtschafsteilnehmer das Rechtsinstitut der Nutzung Kapazitäten Dritter gemäß Art. 49 GvD Nr. 163/2006 und gemäß Art. 186-bis des Insolvenzgesetzes in Anspruch nimmt]

Code der AUSSCHREIBUNG: 6161869
Code CIG: 63915054C7



Teil I
VERBINDLICHE ERKLÄRUNGEN DES HILFSUNTERNEHMENS BEI NUTZUNG DER KAPAZITÄTEN DRITTER
Nach Art. 49 Abs. 2 Buchstabe c), d), e) des Gv. D. Nr. 163/2006
Erklärungen gemäß LG Nr. 17 vom 22. Oktober 1993
ACHTUNG: Die Person, welche die Anlage A1-quater ausfüllt, MUSS die gleiche Person sein, welche die digitale Signatur anbringt.

Der /die Unterfertigte 
      ,

Steuernummer 
Geboren in 
wohnhaft in der Gemeinde 
Anschrift, usw. 
in seiner/ihrer Eigenschaft als (gesetzliche/r Vertreter(in)/Inhaber(in) oder General-/Sonderbevollmächtigte/r) 
des Unternehmens: 
MwSt- Nr.:      ;

Steuernummer:      ;

mit Rechtssitz in der Gemeinde       FORMTEXT 

     
, PLZ , Provinz (
Anschrift, usw. 
E-Mail-Adresse: 
Zertifizierte E-Mail-Adresse (PEC): 
Telefonnummer: 
Fax: 
gemäß LG Nr. 17 vom 22. Oktober 1993 ist sich der/die Unterzeichnende der strafrechtlichen Haftung bei unwahren Aussagen und der entsprechenden strafrechtlichen Sanktionen gemäß Art. 76 DPR 445/2000 sowie der administrativen Folgen im Hinblick auf den Ausschluss aus Wettbewerben gemäß GvD Nr. 163/2006 sowie den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen bewusst und
ERKLÄRT
 FORMCHECKBOX 

(bei Unternehmen mit Sitz in Italien) bei derHandels-, Industrie-, Handwerks- und Landwirtschaftskammer in 
 FORMCHECKBOX 

(bei Organisationen ohne Gewinnabsichten, ONLUS) im folgenden ONLUS-Register eingetragen zu sein: 
 FORMCHECKBOX 

(bei Unternehmen mit Sitz im Ausland) im folgenden Verzeichnis oder in der folgenden offiziellen Liste des Zugehörigkeitsstaats eingetragen zu sein: 
BESTÄTIGT DIE FOLGENDEN DATEN
Eintragungsnummer 
Eintragungsdatum 
Gesellschaftsdauer/Enddatum 
Firma 
UND GIBT FOLGENDE INHABER VON ÄMTERN UND FOLGENDE PERSONEN AN, DIE AUS DEN ÄMTERN AUSGESCHIEDEN SIND 

Bei Einzelunternehmen
 FORMCHECKBOX 
 Inhaber       

 FORMCHECKBOX 
 Technischer Direktor       

         FORMCHECKBOX 
 Aus dem Amt ausgeschiedene Inhaber und technische Direktoren       
Bei offenen Handelsgesellschaften

 FORMCHECKBOX 
 Gesellschafter      
 FORMCHECKBOX 
 Technischer Direktor      
 FORMCHECKBOX 
 Aus dem Amt ausgeschiedene Gesellschafter und technische Direktoren       

Bei Kommanditgesellschaften

 FORMCHECKBOX 
 Komplementäre (persönlich haftende Gesellschafter)      
 FORMCHECKBOX 
 Technischer Direktor      
 FORMCHECKBOX 
 Aus dem Amt ausgeschiedene Komplementäre und technische Direktoren      
Bei allen anderen Gesellschaften oder Konsortien 

 FORMCHECKBOX 
 Alleingesellschafter als natürliche Person (wenn zutreffend)      
 FORMCHECKBOX 
 Mehrheitsgesellschafter
 (wenn die Gesellschaft weniger als vier Gesellschafter hat)       

 FORMCHECKBOX 
 Verwalter mit Vertretungsbefugnissen       

 FORMCHECKBOX 
 Technische Direktoren       

 FORMCHECKBOX 
 Alleingesellschafter als natürliche Personen, die aus dem Amt ausgeschieden sind (falls zutreffend), Mehrheitsgesellschafter, die aus dem Amt ausgeschieden sind
 (bei Gesellschaften mit weniger als vier Gesellschaftern), Verwalter mit Vertretungsbefugnissen und technische Direktoren, die aus dem Amt ausgeschieden sind 
 FORMCHECKBOX 

und erklärt, dass das erklärende Unternehmen die folgenden Vor-/Fürsorge- und Versicherungspositionen hält bei:

NISF-Sitz in       (     );  Anschrift, usw.      ;

Position Nr.      ; Telefonnummer      ; Faxnummer      ; PEC:      ;

INAIL-Sitz in       (     ); Anschrift, usw.      ;

Position Nr.      ; Telefonnummer      ; Faxnummer      ; PEC:      ;

(evtl.) Bauarbeiterkasse in       (     );  Anschrift, usw.      ;

Position Nr.      ; Telefonnummer      ; Faxnummer      ; PEC:      ;

GAKV:      ; 



Zahl der Beschäftigten:      ;

Betriebssitz:      ;

Dienst für die obligatorische Einstellung und berufliche Eingliederung für Behinderte in Bezug auf die Positionen verbunden mit dem Gesetz 68/99 des Bieters:

Anschrift:      
Büro:      
Fax:       


Telefon:      

PEC:      ;
zuständiges Amt der Agentur der Einnahmen in Bezug auf die steuerlichen Positionen des Unternehmens in       (     );

Anschrift, usw.      ; Telefonnummer      ; Faxnummer      ; PEC:      .

	ANMERKUNGEN:

     


Teil II
VERBINDLICHE ERKLÄRUNGEN DES HILFSUNTERNEHMENS
ÜBER DIE ERFÜLLUNG DER ALLGEMEINEN ANFORDERUNGEN
BEI NUTZUNG KAPAZITÄTEN DRITTER
Gemäß Art. 49 Buchst. c) GvD Nr. 163/2006
ERKLÄRT

gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. a), d), e), f), g), h), i), l), m) und m-bis) GvD Nr. 163/2006 , nicht von einer der dort vorgesehenen Situationen betroffen zu sein 
;

gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. b) GvD Nr. 163/2006, dass kein Verfahren für die Anwendung einer der Vorbeugungsmaßnahmen laut Artikel 3 des Gesetzes Nr. 1423 vom 27. Dezember 1956 (durch die Bestimmungen des Gv.D Nr. 159 vom 6. September 2011 ersetzt) anhängig ist oder einer der von Artikel 10 des Gesetzes Nr. 575 vom 31. Mai 1965 vorgesehenen (durch die Bestimmungen des Gv.D Nr. 159 vom 6. September 2011 ersetzt) Hinderungsgründe vorliegt, und dass kein Ausschlussgrund gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. m-ter) vorliegt

 FORMCHECKBOX 

I. ihm/ihr gegenüber
 FORMCHECKBOX 

II. gegenüber den anderen Personen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. b) GvD Nr. 163/06 

oder

 FORMCHECKBOX 


dass er/sie keine Kenntnis davon hat, ob gegenüber den anderen Personen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. b) GvD Nr. 163/06 einer der zuvor genannten Ausschlussgründe vorliegt.

gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. c) GvD Nr. 163/2006 kein rechtskräftiges Urteil ergangen ist, kein unwiderruflich gewordener Strafbefehl mit Verurteilung erlassen wurde und kein Urteil zur Strafzumessung auf Antrag gemäß Art. 444 StGB ergangen ist;

 FORMCHECKBOX 

I. ihm/ihr gegenüber
 FORMCHECKBOX 

II. gegenüber den anderen Personen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. c) GvD Nr. 163/2006
oder

 FORMCHECKBOX 

dass er/sie keine Kenntnis davon hat, ob gegenüber den anderen Personen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. c) GvD Nr. 163/2006 einer der zuvor genannten Ausschlussgründe vorliegt.

und/oder

 FORMCHECKBOX 

rechtskräftige Urteile ergangen sind oder unwiderruflich gewordene Strafbefehle mit Verurteilung erlassen wurden oder Urteile zur Strafzumessung auf Antrag gemäß Art. 444 StGB ergangen sind und eine vollständige und effektive Distanzierung von der strafrechtlich verurteilten Handlung erfolgt ist;

	Die etwaigen Personen und die strafrechtlichen Verfügungen angeben
 und (ggf.) die Unterlagen zum Nachweis über die vollständige und effektive Distanzierung beifügen


gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchstabe m-quater)  des Gv. D. Nr. 163/2006 

 FORMCHECKBOX 

dass er sich mit keinem anderen Rechtssubjekt in einer Kontrollsituation gemäß Art. 2359 Zivilgesetzbuch befindet, und dass er das Angebot autonom erstellt hat;

oder

 FORMCHECKBOX 

dass er keine Kenntnis davon hat, dass am selben Vergabeverfahren Rechtssubjekte teilnehmen, die sich mit dem Bieter in einer Kontrollsituation gemäß Art. 2359 Zivilgesetzbuch befinden und dass er das Angebot autonom erstellt hat;

oder

 FORMCHECKBOX 

dass er Kenntnis davon hat, dass am selben Vergabeverfahren Rechtssubjekte teilnehmen, die sich mit dem Bieter in einer Kontrollsituation gemäß Art. 2359 Zivilgesetzbuch befinden und dass er das Angebot autonom erstellt hat.

Der Bieter/ die Bieter, mit denen das Kontroll- oder Beziehungsverhältnis besteht sind:

	(Name, Firmenbezeichnung und Geschäftssitz angeben)

     


	ANMERKUNGEN

     


Teil III
VERBINDLICHE ERKLÄRUNGEN DES HILFSUNTERNEHMENS
BEI NUTZUNG KAPAZITÄTEN DRITTER
Gemäß Art. 49 Abs. 2 Buchst. c), d), e) GvD Nr. 163/2006
 ERKLÄRT
- dass er/sie im Sinne des  Art. 49 Abs. 2 Buchst. c), GVD  Nr. 163/06 die technischen Anforderungen erfüllt und über die Ressourcen verfügt, die Gegenstand der Nutzung sind.
- dass er/sie im Sinne Art. 49 Abs. 2 Buchst. e) GVD 163/06 weder für sich selbst noch als Mitglied einer Bietergemeinschaft oder eines Konsortiums im Sinne von Art. 34, GVD Nr. 163/06 teilnimmt.
- dass er sich bewusst ist:

 FORMCHECKBOX 

dass im Sinne des Art. 49 Abs. 3 GVD Nr. 163/06 im Falle unwahrer Erklärungen, unbeschadet der Anwendung von Art. 38, Buchstabe h), die Vergabestelle den Teilnehmer ausschließt und die vorläufige Garantie im Sinne von Art.75 GVD Nr. 163/06 einbehält. Zudem werden die Unterlagen der Aufsichtsbehörde übermittelt, damit diese die Geldbußen laut Art. 6 Abs. 11 Gv. D. Nr. 163/06 verhängen kann;

 FORMCHECKBOX 

dass im Sinne des Art. 49 Abs. 4 GVD Nr. 163/06 der Teilnehmer und das Hilfsunternehmen gegenüber der Vergabestelle bzw. Auftrag gebenden Körperschaft als Gesamtschuldner für die Leistungen, die Gegenstand des Auftrags sind, haften;

 FORMCHECKBOX 

dass im Sinne des Art. 49 Abs. 8 GVD Nr. 163/06 es nicht zulässig ist, dass sich mehr als ein Teilnehmer auf dasselbe Hilfsunternehmen stützt und dass sowohl das Hilfsunternehmen als auch jenes, das sich der Kapazitäten bedient, an der Ausschreibung teilnehmen, vorbehaltlich anders lautender Bestimmungen in den Ausschreibungsbedingungen für vom Art. 49 Abs. 9 GVD Nr. 163/06 vorgesehene Fälle;

 FORMCHECKBOX 

dass im Sinne des Art. 49 Abs. 10 GVD Nr. 163/06 der Auftrag auf jeden Fall von dem an der Ausschreibung teilnehmenden Unternehmen auszuführen ist, dem die Ausführungsbescheinigung ausgestellt wird und das Hilfsunternehmen kann die Aufgaben eines Unterauftragnehmers im Rahmen der bereitgestellten Kapazitäten übernehmen.

(Nachfolgenden Absatz NUR im Falle von Nutzung der Kapazitäten eines Unternehmens, das NICHT derselben Gruppe angehört, ausfüllen)

 FORMCHECKBOX 

dass er/sie, im Sinne des Art. 49, Abs. 2, Buchst. f) GVD Nr. 163/06, den Vertrag im Original oder die beglaubigte Kopie des Vertrages beilegt, mit welchem sich das Hilfsunternehmen gegenüber dem Teilnehmer verpflichtet, die notwendigen Anforderungen und die notwendigen Ressourcen für die Gesamtdauer des Auftrages zur Verfügung zu stellen; der Vertrag muss in ausführlicher, vollständiger und umfassender Form Nachfolgendes angeben: a) Gegenstand: Ressourcen und  Mittel welche in eindeutiger und ausdrücklicher Form bereitgestellt werden; b) Dauer; c) jedes weitere nützliche Element zum Zwecke der Nutzung der Kapazitäten Dritter:
	In detaillierter Form angeführt die zur Verfügung gestellten Anforderungen

	1.      



- dass er/sie sich im Sinne des Art. 49, Abs. 2, Buchst. d) GVD Nr. 163/06  gegenüber dem Teilnehmer und der Vergabestelle bzw. Auftrag gebenden Körperschaft verpflichtet, die notwendigen, vorab angeführten Ressourcen, über die der Teilnehmer nicht verfügt, für die gesamte Dauer des Auftrags zur Verfügung zu stellen;

(Nachfolgenden Absatz NUR im Falle von Nutzung der Kapazitäten eines Unternehmens, das DERSELBEN Gruppe angehört, ausfüllen)

· dass hier in Folge: die bereitgestellten Anforderungen, die Ressourcen und die Mittel, welche in festgelegter und bestimmter Form zur Verfügung gestellt werden, die Dauer, oder jedes weitere nützliche Element zum Zwecke der Nutzung der Kapazitäten Dritter angegeben werden:

	Bereitgestellte Anforderungen, zur Verfügung gestellte Ressourcen und Dauer (in ausführlicher, vollständiger und  umfassender Form anzugeben)

	

	1) Anforderungen welche zur Verfügung gestellt werden:      
2) Gegenstand:

2.1. zur Verfügung gestellte Ressourcen:      
2.2. zur Verfügung gestellte Mittel:      
3) Dauer:      
4) Für die Nutzung der Kapazität Dritter jedes weitere nützliche Element:      



- dass er/sie sich im Sinne des Art. 49, Abs. 2, Buchst. d) GVD Nr. 163/06  gegenüber dem Teilnehmer und der Vergabestelle bzw. Auftrag gebenden Körperschaft verpflichtet, die notwendigen, vorab angeführten Ressourcen, über die der Teilnehmer nicht verfügt, für die gesamte Dauer des Auftrags zur Verfügung zu stellen;

	ANMERKUNGEN
     


	
	Gesetzlicher Vertreter/Bevollmächtigter
     
(digital unterzeichnet)




DATENSCHUTZHINWEIS GEMÄSS ART. 13 DES DATENSCHUTZKODEX (GVD NR. 196/2003)

Der gesetzliche Vertreter oder Bevollmächtigte des oben genannten Unternehmens

ERKLÄRT

ERKLÄRT

gemäß Art. 13 des Datenschutzkodex (GvD Nr. 196 vom 30. Juni 2003) über Folgendes informiert worden zu sein:

Rechteinhaber der Datenverarbeitung ist die Autonome Provinz Bozen.

Die angegebenen Daten werden von der Landesverwaltung auch in elektronischer Form zwecks der Ausführung dieses Auftrags und der gegenständlichen vertraglichen Leistungen verarbeitet.

Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist der Leiter der Agentur Dr. Ing. Roberto Rubbo oder sein Bevollmächtigter.

Die Angabe der Daten ist für die Durchführung der erforderlichen Verwaltungstätigkeiten verbindlich. Bei einer Weigerung zur Angabe der geforderten Daten können die gestellten Anträge und eingereichten Gesuche nicht bearbeitet werden.

Gemäß Art. 7-10 GvD Nr. 196/2003 hat der/die Antragsteller/in Anspruch auf Zugang zu seinen/ihren Daten sowie Auszüge und Auskunft darüber und kann, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen bestehen, verlangen, dass diese aktualisiert, gelöscht, anonymisiert oder gesperrt werden.

Gelesen, bestätigt und unterzeichnet

Der gesetzliche Vertreter / Der Bevollmächtigte 
(digital unterzeichnet)

�	Gemäß Art. 49 Abs. 2 GvD Nr. 163/2006 muss der Wirtschaftsteilnehmer hinsichtlich der Nutzung Kapazitäten Dritter Folgendes beifügen:


eine vom Hilfsunternehmen unterzeichnete Erklärung, mit welcher dieses bestätigt, dass es die allgemeinen Anforderungen gemäß � HYPERLINK "http://bd01.leggiditalia.it/cgi-bin/FulShow?TIPO=5&NOTXT=1&KEY=01LX0000401301ART39" �Art. 38� sowie die Voraussetzungen der technischen Leistungsfähigkeit erfüllt und die Mittel besitzt, die Gegenstand der Nutzung Kapazitäten Dritter sind.


eine vom Hilfsunternehmen unterzeichnete Erklärung, mit welcher dieses sich gegenüber dem Bieter und der Vergabestelle verpflichtet, die notwendigen Mittel, welche dem Bieter fehlen, für die gesamte Auftragsdauer zur Verfügung zu stellen; 


eine vom Hilfsunternehmen unterzeichnete Erklärung, mit welcher dieses bestätigt, dass es nicht auf eigene Rechnung oder in einem Zusammenschluss oder Konsortium gemäß � HYPERLINK "http://bd01.leggiditalia.it/cgi-bin/FulShow?TIPO=5&NOTXT=1&KEY=01LX0000401301ART35" �Art. 34� am Wettbewerb teilnimmt.





�	Bei Einzelunternehmen die Angaben des gesetzlichen Vertreters anführen. Bei Konsortien gemäß Art. 34 Buchst. b) und c) GvD Nr. 163/2006 die Angaben des gesetzlichen Vertreters des Konsortiums anführen. Bei Bietergemeinschaften, ordentlichen Konsortien gemäß Art. 34 Buchst. d) GvD Nr. 163/2006, EWIV und Unternehmensnetzwerken die Angaben des gesetzlichen Vertreters des federführenden Unternehmens anführen.


�	In diesem Teil sind Name, Geburtsdatum, Wohnort und Steuernummer der Personen anzugeben, welche die jeweiligen Ämter in der Gesellschaft bekleiden, bzw. der Personen, welche im Jahr vor der Ausschreibungsbekanntmachung aus den Ämtern ausgeschieden sind, und für welche die Erklärungen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. b), c), m-quater GvD Nr. 163/2006 abgeben werden. Die Verwaltung bewertet in jedem Fall, ob die allgemeinen Anforderungen auch seitens der Sonderbevollmächtigten mit wesentlichen Befugnissen in der Gesellschaft erfüllt werden, und schließt den Wirtschaftsteilnehmer aus, sollten diese die allgemeinen Anforderungen nicht erfüllen.


� 	Mehrheitsgesellschafter sind diejenigen, welche die Kontrolle über die Gesellschaft ausüben, da sie über die Mehrheit verfügen, wobei die relative Mehrheit ausreichend ist (Beschl. AVO Nr. 1/2012).


�	Angegeben werden müssen die Gesellschafter, die natürliche Personen sind. Mehrheitsgesellschafter sind diejenigen, welche die Kontrolle über die Gesellschaft ausüben, da sie über die Mehrheit verfügen, wobei die relative Mehrheit ausreichend ist (Beschl. AVO Nr. 1/2012).).


�	Mit der Erklärung gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. a) d), e), f), g), h), i), l), m), m-bis) GvD Nr. 163/2006 erklärt die diesen Vordruck unterzeichnende Person:


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen weder von Insolvenz, Zwangsliquidation noch von einem Vergleich zur Abwendung des Konkurses betroffen ist, vorbehaltlich des Falls gemäß Art. 186-bis des königlichen Dekrets Nr. 267 vom 16.3.1942, und dass diesem gegenüber kein Verfahren zur Erklärung dieser Zustände läuft;


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen nicht gegen das Verbot der treuhänderischen Übertragung gemäß Art. 17 des Gesetzes Nr. 55/1990 verstoßen hat;


-	dass sich das die Erklärung abgebende Unternehmen keiner festgestellten schwerwiegenden Zuwiderhandlungen in Bezug auf Sicherheitsangelegenheiten sowie alle anderen auf Arbeitsverhältnissen beruhende Verpflichtungen schuldig gemacht hat;


-	dass sich das die Erklärung abgebende Unternehmen keiner groben Fahrlässigkeit oder Böswilligkeit bei der Ausführung der von der diesen Wettbewerb ausschreibenden Vergabestelle schuldig gemacht und auch keine schweren Fehler bei der Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit begangen hat;


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen keine endgültig festgestellten Verstöße im Hinblick auf die Verpflichtungen hinsichtlich der Zahlung von Abgaben und Steuern gemäß den italienischen gesetzlichen Bestimmungen oder den Bestimmungen des Staates, in dem das Unternehmen, die Gesellschaft, das Konsortium/Kartell oder sonstige Subjekt ansässig ist, begangen hat;


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen nicht im telematischen Register der Beobachtungsstelle gemäß Art. 7 Abs. 10 GvD Nr. 163/2006 eingetragen ist, da es falsche Erklärungen oder wahrheitswidrige Unterlagen in Bezug auf die Voraussetzungen und die Bedingungen für die Teilnahme an Ausschreibungen und die Vergabe von Aufträgen abgegeben hat;


-	dass sich das die Erklärung abgebende Unternehmen keiner endgültig festgestellten schwerwiegenden Verstöße im Hinblick auf die Abführung von Für- und Vorsorgebeiträgen gemäß den italienischen gesetzlichen Bestimmungen oder den Bestimmungen des Staates, in dem das Unternehmen, die Gesellschaft, das Konsortium/Kartell oder sonstige Subjekt ansässig ist, begangen hat;


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen nicht gegen die Vorschriften über das Recht auf Arbeit von Behinderten gemäß dem Gesetz Nr. 68/1999 verstoßen hat;


-	dass gegen das die Erklärung abgebende Unternehmen kein Verbot gemäß Art. 9 Abs. 2 Buchst. c) GvD Nr. 231 vom 8. Juni 2008 oder ein anderes Verbot in Bezug auf den Vertragsabschluss mit der öffentlichen Verwaltung verhängt wurde, einschließlich Verbote gemäß Art. 36-bis Abs. 1 GD Nr. 223 vom 4. Juli 2006 in Bezug auf Verhandlungen mit der öffentlichen Verwaltung und die Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen aufgrund des Verstoßes gegen die Bestimmungen über die Bekämpfung von Schwarzarbeit und den Schutz von Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz gemäß Art. 14 GvD 81/2008 i. d. g. F.


-	dass das die Erklärung abgebende Unternehmen nicht im telematischen Register der Beobachtungsstelle gemäß Art. 7 Abs. 10 GvD Nr. 163/2006 eingetragen ist, da es falsche Erklärungen oder wahrheitswidrige Unterlagen zwecks der Erteilung der SOA-Bescheinigung abgegeben hat.


�	Die Erklärung nach Art. 38 Abs. 1 Buchstabe b) des Gv. D. Nr. 163/2006 muss für den Inhaber oder den technischen Direktor abgegeben werden, wenn es sich um eine Einzelfirma handelt, oder für die Gesellschafter oder den technischen Direktor, wenn es sich um eine offene Handelsgesellschaft handelt, für die persönlich haftenden Gesellschafter oder den technischen Direktor, wenn es sich um eine Kommanditgesellschaft handelt, für die Geschäftsführer mit Vertretungsvollmacht oder den technischen Direktor oder den Alleingesellschafter natürliche Person, bzw. den Mehrheitsgesellschafter im Falle einer Gesellschaft mit weniger als vier Gesellschaftern, wenn es sich um eine andere Art von Gesellschaft oder ein Konsortium handelt. Gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. m-ter) GvD Nr. 163/2006 dürfen die Personen gemäß Buchst. b) nicht strafbaren Handlungen gemäß Art. 317 und 629 StGB, erschwert gemäß Art. 7 GD Nr. 152 vom 13. Mai 1991, umgewandelt mit Änderungen durch das Gesetz Nr. 203 vom 12. Juli 1991, zum Opfer gefallen sein; oder strafbaren Handlungen gemäß Art. 317 und 629 StGB, erschwert gemäß Art. 7 GD Nr. 152/1991 vom 13. Mai 1991, umgewandelt mit Änderungen durch das Gesetz Nr. 203/1991 vom 12. Juli 1991, zum Opfer gefallen sind und dies bei der Justizbehörde angezeigt haben; oder strafbaren Handlungen gemäß Art. 317 und 629 StGB, erschwert gemäß Art. 7 GD Nr. 152/1991 vom 13. Mai 1991, umgewandelt mit Änderungen durch das Gesetz Nr. 203/1991 vom 12. Juli 1991, zum Opfer gefallen sind und dies nicht bei der Justizbehörde angezeigt haben, da es sich um Fälle gemäß Art. 4 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 689 vom 24. November 1981 handelte.


�	Wenn dieses Kästchen angekreuzt wird, muss jede Person gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst. b) GvD Nr. 163/2006 die Erklärung gemäß diesem Punkt laut dem Beispiel in Anlage A1-ter gesondert abgeben. Liegen diese Erklärungen dem Angebot nicht bei, wird der Wirtschaftsteilnehmer aufgrund fehlender Erklärung aus dem Wettbewerb ausgeschlossen.)


�	Die Erklärung nach Art. 38 Abs. 1 Buchstabe b) des Gv. D. Nr. 163/2006 muss für den Inhaber oder den technischen Direktor abgegeben werden, wenn es sich um eine Einzelfirma handelt, oder für die Gesellschafter oder den technischen Direktor, wenn es sich um eine offene Handelsgesellschaft handelt, für die persönlich haftenden Gesellschafter oder den technischen Direktor, wenn es sich um eine Kommanditgesellschaft handelt, für die Geschäftsführer mit Vertretungsvollmacht oder den technischen Direktor oder den Alleingesellschafter natürliche Person, bzw. den Mehrheitsgesellschafter im Falle einer Gesellschaft mit weniger als vier Gesellschaftern, wenn es sich um eine andere Art von Gesellschaft oder ein Konsortium handelt, auch wenn sie im Jahr vor dem Datum der Veröffentlichung der Kundmachung oder des Aufforderungsschreibens zu halbamtlichen Ausschreibungen mit Aufforderung vom Amt ausgeschieden sind, falls das Unternehmen nicht nachweisen kann, dass sie sich vollständig und effektiv von der strafrechtlich verurteilten Handlung distanziert haben;


� 	Im vorgesehenen Bereich müssen die Angaben zu allen Personen gemäß Art. 38 Abs. 1 Buchst c), gegen die rechtskräftige Urteile ergangen sind, mit der jeweiligen Stellung im Unternehmen angegeben werden. In diesem Falle müssen ALLE rechtskräftigen Verurteilungen, welche die nachfolgend angeführten Personen betreffen, angegeben werden. Nicht anzugeben sind Verurteilungen, wenn die Straftat unter Straffreiheit gestellt wurde oder die Rehabilitation erfolgte oder wenn die Straftat nach der Verurteilung als erloschen erklärt wurde oder bei Widerruf der Verurteilung. Jede einzelne angegebene Person kann die entsprechenden Erklärungen getrennt abgeben (vgl. Anlage A1 ter), wobei auch ALLE sie betreffenden rechtskräftigen Verurteilungen angegeben werden müssen. Falls diese Erklärungen dem Angebot nicht in getrennter Form beigelegt werden, so entspricht die Unterzeichnung der gegenständlichen Anlage A1 von Seiten der bevollmächtigten Person der Erklärung für das Nichtbestehen des oben erwähnten Ausschlussgrundes auch im Bezug auf die im Art. 38 Abs. 1 Buchstabe c) angeführten Personen. Damit die auftraggebende Verwaltung die Relevanz der Verurteilungen beurteilen kann, ist/sind die erklärende/n Person/en daher in jedem Fall verpflichtet, alle verhängten Strafen anzugeben und dürfen auf der Grundlage rein persönlicher Kriterien keine Auswahl der verhängten Strafen treffen oder die Angabe einiger Strafen unterlassen. Werden strafrechtliche Verurteilungen nicht angegeben, gilt dies als eigenständiger Ausschlussgrund.
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